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Allgemeine Chronik

Infrastruktur und Lebensraum

Raumplanung und Wohnungswesen

Raumplanung

Eine parlamentarische Initiative Thür (gp, AG) verlangte mit einer Änderung des RPG
eine Begrenzung des Siedlungsgebietes und eine dichtere Überbauung, um die
Zersiedelung der Landschaft zu bremsen. Gemäss dem Initianten sollen Bauzonen neu
nur noch Land umfassen, das bereits weitgehend überbaut ist. Der Nationalrat folgte
mit 71 zu 44 Stimmen der Kommissionsmehrheit, die den Vorstoss mit der Begründung
ablehnte, dass die verbindliche Festlegung der Bauzonen und Reservegebiete durch
den Bund als Eingriff in die Kompetenzen der Kantone oder Gemeinden
verfassungswidrig sei. Ausserdem würde eine Baulandverknappung zu einer
Preisexplosion führen. Auch eine parlamentarische Initiative Strahm (sp, BE) (92.428),
die mit einer Änderung des RPG eine Besteuerung von baureifem Land zum
Verkehrswert forderte, um die Baulandhortung zu hemmen und Bauland rascher und
besser verfügbar zu machen, wurde vom Nationalrat klar abgelehnt. Das Anliegen des
Initianten sei nicht im Rahmen des RPG, sondern über das Steuerrecht zu lösen. Die
Kommissionsmehrheit verwies auf den neu vorliegenden Bericht Locher, der den
Einsatz des Steuerrechts für wohnungs- und bodenpolitische Ziele überprüfte. 1

PARLAMENTARISCHE INITIATIVE
DATUM: 25.09.1995
EVA MÜLLER

Beide Räte stimmten im Berichtsjahr einer Mini-Revision des Raumplanungsgesetzes
(RPG) zu und damit jenen Massnahmen, die vom ursprünglich umfassenderen
Revisionspaket Anschlussprogramm „Bodenrecht und Raumplanung“ nach dem
Widerstand bürgerlicher Kreise noch übrig geblieben waren: das Recht auf
Privaterschliessung sowie Massnahmen zur Vereinfachung und Beschleunigung des
Baubewilligungsverfahrens. Das Recht auf Privaterschliessung, wenn Gemeinden
Bauzonen nicht fristgerecht erschliessen, gab in beiden Räten kaum zur Diskussion
Anlass. Zu gewichtigen Differenzen kam es aber bei den Massnahmen zur
Beschleunigung und Koordination des kantonalen Baubewilligungsverfahrens. Der
Ständerat als Erstrat wies auf die laufenden Bemühungen der meisten Kantone in
diesem Bereich hin und lehnte es deshalb zumindest vorläufig ab, diese zu verpflichten,
für alle Verfahren zur Errichtung oder Änderung von Bauten und Anlagen Fristen zu
setzen. Ebenso sprach er sich zu diesem Zeitpunkt gegen Minimalanforderungen für die
Koordination der verschiedenen Bewilligungen aus. Stattdessen überwies der Ständerat
eine Motion seiner Kommission für Umwelt, Raumplanung und Energie (Urek) (94.3481),
die vom Bundesrat verlangte, mit gutem Beispiel voranzugehen und bis Ende 1996 eine
Vorlage über die Koordination der Bewilligungsverfahren für bodenbezogene Projekte
vorzulegen, welche in die Zuständigkeit des Bundes fallen. In der Sommersession
sprach sich der Nationalrat mit 93 zu 23 Stimmen aber für verbindliche
Verfahrensfristen und für obligatorische Koordinationsvorschriften aus. Ein
Minderheitsantrag Strahm (sp, BE), der sich der Motion des Ständerates anschloss,
wurde abgelehnt. Auch ein Antrag der rot-grünen Ratsminderheit, das dünne
Revisionspaket zurückzuweisen und dem Rat wieder mit dem ursprünglich enthaltenen
Vorkaufsrecht sowie der Pflicht zur Preisveröffentlichung vorzulegen, scheiterte. In der
Herbstsession warf dann auch die kleine Kammer ihre föderalistischen Bedenken über
Bord und schwenkte auf den bundesrätlichen Entwurf ein. Neben der Verpflichtung der
Kantone, für sämtliche Verfahren Fristen zu setzen und Minimalanforderungen des
Bundes für die Koordination der verschiedenen Verfahren und Verfügungen zu folgen,
sieht die Revision des RPG auch eine Vereinheitlichung beim Beschwerdeweg vor. So
soll neu eine einzige einheitliche Rechtsmittelinstanz von Bundesrechts wegen
vorgeschrieben werden.

Der Ständerat bestand in der Herbstsession auf der Überweisung des Herzstücks der
Motion seiner Urek-Kommission (95.3372), die dem Bundesrat den Auftrag erteilt, bis
spätestens 1996 eine Vorlage über die Koordination der Bewilligungsverfahren der in
die Bundeszuständigkeit fallenden bodenbezogenen Projekte (Koordinationsgesetz) -
es geht vor allem um wichtige Grossprojekte - vorzulegen. Der Bundesrat zeigte sich
bereit, die Motion entgegenzunehmen, wobei er auf ein gewisses Zeitproblem
aufmerksam machte. Als Zweitrat überwies auch der Nationalrat die Motion
diskussionslos. 2

BUNDESRATSGESCHÄFT
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1) AB NR, 1995, S. 1869 ff.; AB NR, 1995, S. 1879 ff.; LZ und BaZ, 26.9.95.
2) AB NR, 1995, S. 1190 ff.; AB NR, 1995, S. 1224 ff.; AB NR, 1995, S. 2136 f.; AB NR, 1995, S. 2294 f.; AB SR, 1995, S. 1064; AB SR,
1995, S. 17 ff.; AB SR, 1995, S. 802 ff.; AB SR, 1995, S. 805; BBl, 1995, IV, S. 483 f.; Bund und TA, 13.6.95.
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